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 Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr Markert. – Nun spricht für die FDP-

Fraktion Frau Schneider.  

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Mit dem 

vorliegenden Antrag wird das Thema „PCB-Belastung von Schulgebäuden“ durch die 

Piratenfraktion erneut in den Landtag eingebracht. Stellvertretend für meine Fraktion kann ich 

vorab erklären, dass das Thema, welches lange Zeit im Gesundheitsausschuss beraten wurde 

und auch Gegenstand einer gemeinsamen Sachverständigenanhörung von Gesundheits- und 

Kommunalausschuss war, eigentlich seine gebührende und genügende Aufmerksamkeit 

erfahren haben sollte.  

Wenn ich die vergangenen Beiträge richtig verstanden habe, sehen das wohl auch die anderen 

Fraktionen so. Nur Sie, liebe Kollegen von der Piratenfraktion, sehen weiteren 

Beratungsbedarf. Dabei unterscheidet sich der vorgelegte Antrag nur in Nuancen von Ihrem 

ersten Antrag, der, wie eben dargelegt, bereits ausführlich mit Expertenmeinung beraten 

wurde. Neben der schon bestehenden Forderung nach einer vollumfänglichen Datenbasis bei 

PCB-belasteten Gebäuden wollen Sie nun, dass eine Krankheit aufgrund von PCB-

Belastungen als Berufskrankheit anerkannt wird.  

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, die kommunalen Spitzenverbände als Träger 

vieler öffentlicher Gebäude, darunter natürlich auch die meisten Schulgebäude, haben in der 

Anhörung deutlich gemacht, dass nach Erlass der nordrhein- westfälischen PCB-Richtlinie 

1996 die großen Fälle bis zum Jahr 2003 abgearbeitet worden sind. Diese Aussage scheinen 

Sie mit Ihrem Antrag infrage zu stellen.  



Ich erlaube es mir aber, die kommunalen Spitzenverbände an dieser Stelle zu verteidigen. Sie 

sind nach dem Urteil der großen Mehrheit des federführenden Gesundheitsausschusses ihrer 

Informationspflicht gegenüber uns Abgeordneten hinreichend nachgekommen. Ihre Abfrage 

bei den Kommunen hat ergeben, dass es höchstens noch Einzelfälle gebe, in denen zuvor kein 

PCB vermutet werden konnte. Sie kritisieren, dass Lehrer, die wegen Schadstoffen krank 

würden, vergeblich um eine Anerkennung als Berufskrankheit kämpfen. Vor Gericht hätten 

Betroffene keine Chance, nachzuweisen, dass ihre Beschwerden mit Schadstoffen im 

Schulgebäude zusammenhingen.  

Sie fordern daher eine öffentliche Datensammlung und dadurch eine Umkehr der Beweislast. 

Denn wenn Schadstoffbelastungen im Gebäude und gesundheitliche Beeinträchtigungen 

festgestellt wurden, muss der Arbeitgeber nachweisen, dass sie dort nicht entstanden sind. 

Eine gerichtliche Feststellung hielten die Experten in der durchgeführten Anhörung allerdings 

für faktisch aussichtslos. Denn ob die gesundheitlichen Beeinträchtigungen tatsächlich aus der 

Raumluft kommen oder über andere Kanäle, ist nicht nachzuweisen.  

Wir wissen, dass es in der Innenraumluft bis zu 300 Substanzen gibt. Für den Großteil davon 

gibt es bisher keine gesundheitliche Bewertung. Diese Tatsache macht auch ihre Forderung 

nach Anerkennung als Berufskrankheit so schwierig. Gleichwohl ist und bleibt es richtig, dass 

PCB-Belastungen systematisch angegangen wurden und dort, wo sie heute noch entdeckt 

werden, schnellstmöglich beseitigt werden müssen.  

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, indirekt bestätigen die Piraten im 

vorliegenden Antrag ein wichtiges Faktum. Die Landesregierung hat im Fall von 

Schulsanierungen tatsächlich keinerlei Handlungsbefugnis. Das kann man schlecht finden. Es 

ist aber jahrzehntelange Tradition, dass die Kommunen für die Schulinfrastruktur 

Verantwortung tragen. Diese wollen wir den Kommunen auch nicht nehmen. Weil öffentliche 

Gebäude des Landes nicht explizit erwähnt werden, ist der Antrag zu einseitig ausgerichtet. 

Deshalb können wir diesem auch nicht zustimmen. – Ich danke Ihnen.  

(Beifall von der FDP)  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau Schneider. – Und nun spricht für die 

Landesregierung Herr Minister Groschek.  



 

 


